X 65. 


Freitag, den 17. März. 


Das „Danziger Dampfboot“ erſcheint 
täglich Nachmittags 5 Uhr, 
mit Ausnahme der Sonn- und Feſttage. 
Abonnementspreis hier in der Expedition 
Portechaiſengaſſe Nr. 5. 
wie auswärts bei allen Königl. Poſtanſtalten 


pro Quartal 1 Thlr. — Hieſige auch pro Monat 10 Sgr. 


Staats Lotterie. 


Berlin, 16. März. Bei der heute beendigten 
Ziehung der 3. Klaſſe 131. Kgl. Klaſſen⸗Lotterie fielen 
5480 nne zu 2000 Thlr. auf Nr. 16,332. 37,396 und 

„801. 

1 Gewinn zu 600 Thlr. fiel auf Nr. 42,575 und 

9 Gewinne zu 100 Thlr. fielen auf Nr. 1958. 10,521. 
8927 23,816. 35,484. 37,727. 66,752. 79,703. und 

412. 


Teſegraphiſche Depeſchen. 


Hamburg, Donnerſtag 16. März. 
Nach einer der Hamburger „Börſenhalle“ aus 
openhagen zugegangenen Privatmittheilung ſteht die 
ildung eines konſervativen Miniſteriums, wahr⸗ 
ſcheinlich unter der Leitung Frieſenborg's, in Ausſicht. 

— Wie das hier eingetroffene „Dagbladet“ mel⸗ 
det, hat der Civil⸗Ingenieur Kröhnke der däniſchen 

egierung angezeigt, daß ſich eine Geſellſchaft für 
den Bau einer Eiſenbahn in Südſeeland, über 
Falſter, Laaland, Femarn nach Hamburg konſtituiren 
würde, ſobald dieſelbe Konzeffionirung erhalte und 
gleichzeitig die Regierung erſucht, die betreffenden 
Vorlagen dem Reichstage zu machen. 

Altona, Donnerſtag 16. März. 
Dem „Altonar Merkur“ wird aus Schleswig ge⸗ 
meldet: Nach dem Herzogthum Schleswig wird 
binnen Kurzem mehr Militär verlegt werden. Näch⸗ 
ſtens ſoll eine Verſammlung der Bauernvögte des 
Bezirks Angeln abgehalten werden, die über die Maß⸗ 
regeln zur Unterbringung deſſelben berathen wird. 

Kiel, Donnerſtag 16. März. 
Der „Kieler Zeitung“ zufolge war die heutige Vers 
ſammlung der Prälaten und Ritterſchaft von eirca 
30 Mitgliedern beſucht. Es wurde der Beſchluß ge⸗ 
faßt, zum Geburtstage Sr. Majeſtät des Königs von 
Preußen eine Deputation zur Beglückwünſchung nach 
Berlin zu ſenden. Zu Mitgliedern derſelben wurden 
die Herren v. Reventlow⸗Farve, v. Rantzau⸗Seeburg 
und v. Schimmelmann⸗Ahrensburg gewählt. 
Flensburg, Domerftag 16. März. 

Die hieſige Filialbank wird von morgen ab auf 
daͤniſche Reichsmünze lautende Wechſel in preußiſche 
Einthalerſtücke diskontiren und zwar acht däniſche 
Mark zu einem Thaler gerechnet. Vom nächſten 
Montag ab werden Banco- und Sterlings-Cour ſe 
in preußiſchen Thalern notirt. 

Dresden, Donnerſtag 16. März. 
Nach einem Frankfurter Telegramm des „Dresdner 
Journals“ iſt der preußiſche Geſandte beim deutſchen 
Bunde Kammerherr v. Savigny nach Berlin berufen 
worden, und tritt heut Abend ſeine Reiſe dahin an. 
Bayern hat deßhalb das Präſidium beim Bundes tage 
übernommen. 

Wien, Donnerſtag 16. März. 
Der „Botſchafter“ enthält den Wortlaut einer eng⸗ 
liſchen Note vom 13. März an den Grafen Mens 
dorff zur Beantwortung des von Oeſterreich und 
Preußen geſtellten Antrags auf Anerkennung der 
ſchleswig⸗holſtaänſchen Interimsflagge. Die engliſche 
Regierung — heißt es in der Note — haben die ſen 
Vorſchlag reiflich erwogen und ſei bereit, die Flagge 
proviſoriſch, jedoch mit dem Vorbebalte der Rechte 
der ſchleswig⸗holſteinſchen Stände, ſowie derjenigen 
Deutſchlands und nur bis zur definitiven Conſtituirung 
der beibeiligten Herzogthümer anzuerkennen. 

— Die „Generalcorreſpondenz“ meldet: Der von 
dem Generalreferenten für den Staatsvoranſchlag des 
Jahres 1865 im Finanzausſchuſſe vorgelegte Ent⸗ 
wurf des Finanzgeſetzes weiſt ein Gebahrungs⸗Deſizit 


höher ftellen. 


von 4,259,782 Gulden aus. Der Abgang ſoll durch 
die ſchleswig⸗holſteinſche Kriegsentſchädigung gedeckt 
werden. Demſelben Geſetzentwurfe zufolge ſoll die 
Einkommenſteuer vom 1. April bis zu Ende December 
1865 auf 10 Prozent erhöht werden. 

Es cirkulirt das Gerücht, Staats miniſter 
v. Schmerling habe feine Demiſſton eingereicht. Man 
ſpricht von Verhandlungen mit dem Grafen Beleredi 
und Freiherrn v. Poche. 

Augsburg, Mittwoch 15. März. 

Heute Morgen iſt Dr. Kolb, der langjährige Re⸗ 
dacteur der „Allgemeinen Zeitung“ an der Rippen⸗ 
fellentzündung geſtorben. 


Trieſt, Donnerſtag 16. März. 

Die Levantepoſt hat Nachrichten aus Athen bis zum 
11. März gebracht. Der König hat die Demiſſton 
des Miniſterpräſidenten Kanaris angenommen. Der 
bisherige Miniſter des Innern, Komunduros, hat 
das Präſidium mit dem Juſtizportefeuille übernommen. 
Der Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten, Bu⸗ 
duris, verbindet proviſoriſch mit feinem Portefeuille 
noch das der Marine. Zum Miniſter des Innern 
iſt Anargyros ernannt. 


Landtag. 
Haus der Abgeordneten. 
21. Sitzung am 15. März. 

In der beutigen Sitzung machte der Präſident zunächſt 
einige geſchäftliche Müitbellangen. 8 iſt a 
das Haus eingetreten und hat in der Fortſchrittspartei 
hinter Abg. v. Kirchmann Platz genommen. Eine 
Mißtrauensadreſſe von dem Verein der Königstreuen in 
Inſterburg iſt dem Präſidenten zugegangen. Ein Schuh⸗ 
machermeiſter, deſſen Frau von dem zehnten Knaben 
entbunden, ladet das ganze Haus zur Taufe des Kindes 
am Sonntag Nachmittag 3 Uhr in der Jacobikirche zu 
Pathen ein. — Das Haus tritt demnächſt in die Tages. 
ordnung ein, die Fortſetzung der General-Diskuſſion über 
den General-Bericht der Budaet-Gommilfion. Der erſte 
Redner iſt der Avg. v. Mitſchke⸗Collande; er ſpricht 
gegen die Anträge der Commiſſion. Er führt zunächſt 
die Vorgänge in Betreff der Budget⸗ Behandlung vor, 
welche ſich in der letzten Seſſionsperiode ereignet halten, 
geht ſodann zu den Greigniffen in Schleswig⸗Holſtein 
über (der Finanzminiſter v. Bobelſchwingh iſt in das 
Haus getreten). Als der erſte Kanonenſchuß gefallen, da 
zeigte es ſich, daß es keine Parteien in Preußen mehr 
gab. Es gab nur noch Preußen, und die Politik des 
Miniſteriums Bismark fand nicht nur im Intande, fon- 
dern auch im Auslande volle Anerkennung. Ich dachte, 
dieſe patriotiſchen Gefühle würden ſich nun auch bei dem 
Zufammentritt des Hauſes, bei der Behandlung der 
Regierungs⸗Vorlagen offenbaren, allein ich vermiſſe fie 
in jeder Beziehung, und ich kann nur mit Freude die 
Aeußerungen begrüßen, welche ich geſtern hier von Hrn. 
v. Gablenz vernommen habe, und kann mich ihm nur 
anſchließen, indem ich Sie zur Verſöhnung und Einigung 
auffordere. Mit den Anträgen, die uns die Budget 
Commiſſion in ihrem Bericht geſtellt, kommen wir aber 
nicht zu der vom ganzen Lande gewünſchten und er⸗ 
ſebnten Einigung. Eine Verſöhnung iſt nur dann 
möglich, wenn wir uns zum Beſten unſeres Vaterlandes 
dahin vereinigen, nachzugeben, wo es nur irgend möglich 
iſt. Stimmen Sie gegen dieſe Anträge und treten Sie 
in die Beratbung des Budgets ein, jo werden Sie einen 
weit größeren Sieg erkämpfen, als auf dem vorgeſchla⸗ 
genen Wege. 

Abg. Faucher: Es iſt mir immer ſchwer geworden 
zu begreifen, wie es bisber möglich war, das Budget 
ohne feinen organischen Zuſammenbang zu berathen und 
feftzufepen. (Der Miniſter v. Selchow iſt in das Haus 
getreten.) Obne Generalbericht it das faſt gar nich: 
möglich, diefer iſt unbedingt im Intereſſe des Landes 
gebeten. Ein uUeberſchuß in den Einnahmen wird ſich 
in jedem Jahre finden, dies giebt dem Finanz miniſter 
Beranlaffüna, neue Ausgaben zu beantragen, welche, zu 
gering verauſchlagt, bei der Ausführung ſich bedeutend 
L Dadurch entſtehen Unterbilancen, die 


Damiger Dampfboot. 


1865. 


36ſter Jahrgang. 


Inſerate, pro Petit⸗Spaltzeile 1 Sgr., 
werden bis Mittags 12 Uhr angenommen. 


Inſerate nehmen für uns außerhalb an: 


In Berlin: Retemevyer's Centr. Ztgs.⸗ u. Annone.⸗Biireau. 
In Leipzig: Illgen & Fort. H. Engler's Annonc.⸗Büreau. 
In Breslau: Louis Stangen's Annoncen⸗Bütreau. 

In Hamburg, Frankf. a. M. u. Wien: Haaſenſtein & Vogler. 


ſpäter zu neuen Steuern führen, um die entſtandenen 
Ausgaben zu decken. Um dieſe Zuſtände möglichſt zu 
befeitigen, hat die Budget⸗Commiſſion zu den Mitteln 
des Generalberichts gegriffen. Die Berathung der General- 
Ueberſicht des Staatshaushalts darf nicht in einer Kom⸗ 
miffion hinter verſchloſſenen Thüren, ſondern muß im 
Haufe ftatıfinden, vor dem Lande; und wir find der 
Budget⸗Commiſſion dafür, wie auch für die Vorſchläge 
dankbar. Die Berathung des 225 darf nicht nur in 
Bezug auf das vorliegende Jahr, ſondern ſie muß auch 
auf die Budgets der Vorjahre vergleichend zurückgreifen. 
Das iſt eben die große Wichtigkeit in der engliſchen Ver⸗ 
waltung, daß der Finanzminiſter in jedem Jahre Steuern 
ſtreicht und doch der Landesvertretung alljährlich dieſelbe 
Summe vorlegt. Die Vorlage des General. Berichts, 
welche in England immer mit einer ausführlichen Dar- 
legung des Schatzkanzlers erfolgt, bildet in England das 
Wichtigſte der Seſſion und ich bedauere, daß wir hier 
unſerem Finanzminiſter dies Amt abnehmen müſſen und 
daß derſelbe bei der Debatte zugegen iſt, ohne auch nur 
Seinerſeits die geringſte Aeußerung zu thun. Vielleicht 
iſt derſelbe durch den großen Weihrauch zu dieſem Ver⸗ 
halten gedrängt, welcher ihm von jener Seite geſtreut 
worden. Redner geht zu den einzelnen Poſitionen über, 
welche in dem Bericht der Budgetkommiſſion hervor- 
gehoben ſind. Ich meine, daß die Hineintragung der 
allgemeinen Behandlung des Budgets in dieſes Haus der 
beſte Weg iſt, um eine Einigung des Hauſes mit der 
Krone herbeiführen. Das Haus führt der Krone diejeni⸗ 
gen Punkte vor, welche im Intereſſe des Landes eine 
Aenderung im Budget erforderlich machen. An dem 
Miniſterium iſt es nun, der Krone die Mittel und Wege 
anzugeben, welche zur Erreichung der Wünſche des Landes 
führen können. In dieſem ganzen Haufe iſt das Ver⸗ 
langen nach Einigung und Verſtändigung vorhanden, 
das wird das Miniſterium nicht beſtreiten; denn in 
Preußen iſt das Volk mit ſeiner Krone eng verkettet, 
und ohne dieſe enge Verbindung kaun kein Preußen 
beſtehen. In Frankreich und England kann das Königs⸗ 
haus verſchwinden und das Volk wird dennoch beſtehen, 
bei uns in Preußen iſt das nicht der Fall. Die Krone 
iſt für uns der Kitt, der uns zuſammenbält, der Schild, 
hinter dem jeder Einzelne Schutz ſucht. Warum ſollte 
kein Compromiß zu Stande kommen. Was iſt denn 
eigentlich ein Compromiß? Es iſt der Sieg des Patriotis⸗ 
mus über den Egoismus, der Sieg der Beſcheidenheit 
über die Eitelkeit. Und das preußiſche Volk iſt ſo patrlotiſch 
wie keins. Es iſt bereit zur Einigung, und es wird 
eine Einigung zu Stande kommen, wenn von den 
Räthen der Krone auch dieſem Hauſe ein Entgegen ⸗ 
kommen gezeigt wird. (Lebhaftes Bravo!) 
Reg.⸗Commiſſar, Geh. Ober- Finanzrath Mölle: 
Meine Herren! Nachdem bisher die politiſche Seite des 
Ihnen vorliegenden Berichts eingehend erörtert iſt, wollen 
Sie mir geſtatten, daß ich auf eine mehr nüchterne Seite 
deſſelben, die finanzielle, näher eingehen darf. Die Com- 
miſſion hat ſich nach ihrem Berichte die Aufgabe geſtellt, 


einen Rückblick auf die Entwicklung der Finanzlage des 


Staats, ſoweit dieſelbe durch die Etats und die allgemeine 
Rechnung über den Staatshaushalts-Etat ſeit Exiſtenz 
der Verfaſſung offen liegt, zu geben, und unſere Finanz⸗ 
lage möglichſt klar zu ſtellen. Wenn ich mich nun frage, 
meine Herren, in wie weit dieſe Aufgabe gelöſt worden 
iſt, fo muß ich zunächſt anerkennen, daß in den Erörte- 
rungen über die einzelnen Etats und namentlich bei 
vielen derſelben ſehr eingehend zu Werke gegangen iſt. 
Ich vermiſſe aber eine Verbindung, einen Zuſammenhang, 
der einzelnen Erörterungen zu einem Ganzen, eine Ver- 
bindung der Einzelheiten zu einem Ganzen. Es fehlt eine 
Ueberſicht über die geſammte Lage des Staats hausbalts, 
die in dem Bericht nicht gegeben worden iſt, und ich 
glaube, es iſt dadurch ungemein erſchwert, eine vollſtän⸗ 
dige Ueberſicht über die Finanzlage, wie ſie in Ausſicht 
geſtellt worden iſt, zu gewinnen. Sie werden mich viel⸗ 
leicht verweiſen auf die Zuſammenſtellung der einzelnen 
Etats von 1849 bis 1865 ä hin, welche im Bericht S. 5 
u. ſ. w. gegeben iſt, und an welche die Bemerkung ſich 
knüpft, daß die Brutto- Einnahmen um 56 Millionen 
geſtiegen feien, während die Bevölkerung in derſelben Zeit 
nur um etwa 17 pCt. zugenommen habe. Meine Herren! 
bei dieſer Erörterung und bei der Anwendung dieſer Zah- 
len find mannichfache Bedenken, die ich näber hervor- 
heben will, unberückſichtigt geblieben. Zunächſt muß ich 
erwähnen, daß die Vergleichung der Etats- Einnahmen 


1849 mit den Etatd-Einnahmen pro 1865 niemals eine 
utreffende fein kann. Meine Herren, über die Steigung 
er Einnahmen bis zum Jahre 1865 kann man ſich, 
wenn man die Verhältniſſe längere Zeit kennt, wenn man 
auf frühere Verhältniſſe zurückgeht, eigentlich gar nicht 
wundern, ſie ſind ganz naturgemäß, und es wäre zu 
beklagen, nicht allein für die Regierung, ſondern noch 
mehr für die Steuerzahlenden, wenn ſie nicht eingetreten 
wären. Die Verhältniſſe vom Jahre 1840, und vielleicht 
noch früher, bis zum Jahre 1850 ergeben, daß die 
Brutto-Einnahmen ziemlich conſtant geweſen ſind, daß 
alſo eine Entwickelung in den Verhältnſſſen damals wenn 
nicht geruht, doch nur in beſchränkter Weiſe ſtattgefunden 


hat. Nach einer ſo langen Unterbrechung der Entwicke⸗ 
lung iſt es ganz naturgemäß, wenn mit einem Male eine 
rapide Entwickelung in den Verhältniſſen eintreten muß; 


es haben ja bekanntlich darauf vielfache Verhältniſſe ge⸗ 
wirkt: die Eiſenbahnen ſind von dem allerwichtigſten, 
weitgehendſten Einfluß auf Handel und Verkehr geweſen, 
und daß alle dieſe Verhältniſſe zurückwirken müſſen, iſt 
ganz natürlich, und kann man ſich leicht erklären. Aber 
Sie kommen nicht zu einer richtigen Anſicht über die 
Steigerung der Einnahmen, wenn Sie ſich nicht klar 
machen, wie viel die Netto-⸗Einnahmen betragen haben, 
wieviel deren Steigerung beträgt, und wieviel die Ein⸗ 
zelnen zu den Ausgaben des Staates beitragen. Dieſe 
Arbeit hat man nicht für erforderlich erachtet und ich 
muß es daher auch unterlaſſen, auf dieſen Punkt näher 
einzugehen. 

(Der Miniſter des Innern, Graf zu Eulenburg 
ift in das Haus eingetreten.) 

Abg. v. Ben da: Hr. v. Gottberg hat geſagt, daß 
ihn immer ein Grauen ergreife, wenn er ſehe, daß die 
liberale Partei die Budgetfrage in die Hand nehme. Er 
hat wohl recht, nur muß ich hinzufügen, daß die Schuld, 
daß die Staatsverwaltung durch ein liberales Miniſterium 
ungleich ſchwieriger wird, als durch ein conſervatives, 
allein die conſervative Partei trifft, denn ſie iſt es, welche 


in der Regel einem liberalen Miniſterium vorangeht und 


die Verwaltung in der größten Verwirrung zurückläßt. 


Die Steuern ſind nicht zu hoch, der Einzelne iſt nicht 


überbürdet, aber die Ausgaben für das Militair ſind zu 


hoch und wenn in Preußen im Verhältniß zu den übrigen 
Großſtaaten der Einzelne am geringſten beſteuert iſt, ſo 
muß er zu dem Militair⸗Etat mehr beiſteuern, als die 
Angehörigen der übrigen Staaten. Hier iſt eine Er 
mäßigung der Ausgaben nothwendig und die Forderung 
Gebe die Re⸗ 
gierung in dieſem Punkte nach und es wird eine Einigung 


der Budget⸗Commiſſton iſt gerechtfertigt. 


zu Stande kommen. 


Referent, Abg. Michaelis, wendet ſich zunächſt 
gegen die Aeußerungen des Regierungs-Commiſſars und 
betonte, daß der Generalbericht nichts anderes iſt, als ein 


Schritt des Entgegenkommens. Das Haus muß ſein 
Recht wahren. 


muß dieſes das erſte ſein. 


Rechte gemacht. 


haben. 
Referent Abg. v. Hoverbeck wendet ſich ebenfalls 
zunächſt gegen den Regierungs⸗Commiſſar. 


endlich einmal den budgetloſen Zuſtand zu Ende bringen 
und ein Budget genehmigen, das ſei der Wunſch im 
Lande. 


worden, wir ſollten nur an unſerem Rechte ohne Zagen 


feſthalten. t 0 
Einigung mit der Regierung herbeiſehne; ich pflichte ihm 


bei, aber nur mit der Abweichung, daß das Land mit 


der Krone eine Einigung wünſcht, mit dieſem Mini⸗ 
ſterium aber nie. Die conſervative Partei hat Geld 
nur für das Militär, für alle übrigen Staatsangehörigen 
aber immer nur ein warmes Herz (Heiterkeit.) 
Regierungs⸗Commiſſar Mölle entgegnet dem Vor⸗ 
redner, daß er in der Commiſſion die nöthigen Mitthei⸗ 
lungen gemacht und ſich die weiteren Mittheilungen für 
die Diskuſſion im Plenum vorbehalten habe, weil er 
einestheils zu ſolchen Arbeiten keine Zeit habe, andern» 
theils aber auch keine Luft gehabt habe, für die Gom- 
miſſion die Rolle eines Calculators zu übernehmen. 
Namens der geſammten Berichterſtattung erhält nun- 
mehr das Wort der Abg. Tweſten. Er wendet ſich 
zunächſt gegen die einzelnen Redner, die gegen die An» 
träge der Commiſſion geſprochen haben. Hr. v. Binde 
hält die Sache nicht für opportun, das iſt irrig, denn 
gerade dieſe Behandlung des Budgets iſt nach allen den 
Vorgängen der früheren Jahre nicht nur zeitgemäß, 
ſondern der einzige Weg, der noch zum Ziele führen 
kann. Die allgemeine Lage des Landes kann nur aus 
einem allgemeinen Bericht, wie ihn die Budget ⸗Com⸗ 
miſſion vorgelegt hat, erſehen werden. Die Forderungen 
der Commiſſion find nicht nur berechtigt, ſondern ſogar 
durch die Verhältniſſe des Landes geboten. Redner geht 
die Spezialitäten des Berichts durch. In ſehr ausführ- 
licher Weiſe legt er die Geſichtspunkte dar, von denen 
ſich der General-Bericht hape leiten laſſen. Dann, zur 
auswärtigen Politik übergehend, bemerkt Redner: Der 
Bund mit Oeſterreich hat doch reichlich ſeine Unhaltbar ⸗ 
keit dargelegt. Die Miniſter haben das Volk gegen ſich 
gereizt. Nichts iſt ſo nothwendig, als das Volk abzu⸗ 
leiten von dem Kampf um gelegentliche Verfaſſungsfragen 
und hinzuführen anf das Gebiet materieller Angelegen- 


Das Ausgaben-Bewillig ungsrecht iſt erſt 
aus dem Steuer⸗Bewilligungs recht hervorgegangen, darum 
Seit den letzten 17 Jahren 
iſt der Standpunkt verrückt, das Verhältniß umgekehrt 
worden, und man hat das Ausgaben ⸗Bewilligungsrecht 
zum erſten, das Steuer - Bewilligungsrecht zum zweiten 
Das Normalverhältniß muß wieder her— 
geſtellt, das Steuer- Bewilligungsrecht gewahrt werden. 
Hr. Wagener hat von Agitation geſprochen; wir brauchen 
keine Agitation zu machen, dafür ſorgt ſchon jene Partei. 
Wir wollen die bürgerliche Geſellſchaft nur vor Ueber⸗ 
griffen ſchützen, und wenn wir das gethan, werden 
wir uns das größte Verdienſt um den Staat erworben 


Es wäre 
wohl gut geweſen, wenn die Regierung in der Com⸗ 
miſſion ſich ſchon in dieſer Beziehung geäußert hätte. 
Herr v. Mitſchke⸗Collande bat gejagt, wir möchten doch 


Wir kennen auch die Geſinnung im Lande, aber 
uns iſt von unſeren Wählern bei unſerer Abreiſe geſagt 


Herr Faucher hat geſagt, daß das Land eine 


beiten, und ihm an dieſem die Rechtsfragen anſchaulich 
zu machen, und das Volk auf dieſe Weiſe zu ſeinem 
böchften Ziele, zur Selbſtändigkeit und Selbſtverwaltung 
in Gemeinde und Parlament zu erziehen. Auch nach 
dieſer Seite hin hat unſer Bericht geſucht, feine Aufgabe 
zu löſen, und wenn uns dies gelungen, jo werden ſegens⸗ 


reiche Früchte nicht verloren, unſere Zwecke nicht verfehlt 


ſein. Haben wir darauf hingewieſen, daß durch die 


materielle Lage das Mittel zur Verſtändigung gegeben 


iſt, ſo iſt es Sache der Regierung darauf einzugehen, 


wenn ſie nicht nur von Verſöhnung ſpricht, ſondern 
ſie auch wirklich will. Wenn wir ſie dahin bringen, 
dann iſt unſer Zweck erreicht, dann haben wir nicht um⸗ 


ſonſt gearbeitet! (Lebhafter Beifall.) 


Die General diskuſſion iſt beendet, das Haus tritt 


in die Specialdiskuſſion. 

(Der Kriegs Minifter v. Roon iſt in das Haus 
eingetreten.) 

Referent Abg. v. Hoverbeck weiſt den Vorwurf, 
daß die Kommiſſion der Regierung über das Prinzip der 
Verwaltung habe Lehren geben wollen, zurück, da in 
dieſer Beziehung vollſtändiges Einverſtändniß zwiſchen 
der Kommiſſion und den Vertretern der Staatsregierung 
geherrſcht habe. Wenn der Abg. Oſterrath meine, daß 
die Aufſtellung der Einnahmen und der Ausgaben Sache 
der Staatsregierung ſei, ſo gebe er dies als richtig zu; 
aber Sache der Kommiſſion ſei es, die Aufſtellung zu 
prüfen. Wenn endlich der Vorredner bemerkt habe, daß 
es früher ein gutes Prinzip geweſen ſei, die Einnahmen 
recht niedrig und die Ausgaben möglichſt hoch zu be- 
meſſen, fo erwidere er, daß die Kommiſſton dies auch 
gethan habe, aber zu dem Reſultat gekommen fei, daß 
davon ein übermäßiger Gebrauch gemacht und daß Ueber⸗ 
ſchüſſe in den Staatsſchatz abgeführt worden, welche dem 
jetzigen Miniſterium zu Zwecken gedient hätten, die von 
dem Hauſe nicht gebilligt werden könnten. 5 

Zu IV. (Berg-, Hütten- und Salinenweſen) weift 
Abg. v. Tettau darauf hin, daß die Regierung von dem 


im Januar d. J. erfolgten Verkauf der Sainer Hütte 
für 500,000 Thlr. bei Aufſtellung des Etats noch keine 


Kenntniß hatte, und dieſen Verkauf deshalb noch nicht 
berückſichtigen konnte. 8 
Abg. Hammacher: Er mache darauf aufmerkſam, 
daß es gefährlich ſei, der Staatsregierung die Veräußerung 
der Bergwerke zu empfehlen. 
Erträge aus dem Verkaufe dieſer Werke dem Staats⸗ 
ſchatze zufließen. Nun repräſentire aber der Verkaufs- 
werth der geſammten Berg- und Hüttenwerke des Staats 
incl. der Salinenwerke ein Kapital von mindeſtens 100 


Millionen. Die kgl. Staatsregierung habe die Sainer 
Hütte ohne Vorbehalt der Zuſtimmung des Landtags 


verkauft; dieſelben Gründe, die ſie zu dieſem Verkauf ge⸗ 
leitet, könnte ſie auch geltend machen, wenn ſie ſich ver⸗ 
anlaßt ſähe, auch die andern Werke zu verkaufen. Die 
Folge davon würde ſein, daß die Staatsregierung ſich 
dann in der Lage befände, jeden Tag ſich ein enormes 
Kapital zu ſchaffen und in den Staatsſchatz abzuführen. 
Dadurch werde einmal das Budget eine Einnahme ent- 


behren müſſen; ferner aber werde die Staatsregierung für 


ihre konſtitutionellen oder inkonſtitutionellen, für ihre 
verfaſſungsmäßigen oder verfaſſungswidrigen Abſichten 
in dem Staatsſchatze eine enorme Summe zur Verfügung 
haben. Von dieſem Geſichtspunkte aus habe er es beklagt, 
daß die Kommiſſion die Staatsregierung zu dem Ver- 
kaufe gewiſſermaßen provozire, wenn er auch im Prinzipe 
damit einverſtanden ſei. Er richte an die Budget⸗Com⸗ 
miſſion die Bitte, in ihren Spezialberichten auf dieſen 
Gegenſtand zurückzukommen und darauf bezügliche An- 
träge zu ſtellen. (Bravo.) 

Der Referent Abg. v. Hoverbeck erwiedert darauf, 
daß der Vorredner mehr das Recht der Staatsregierung 
zu dem Verkaufe, als den Bericht der Kommiſſion be⸗ 
ſprochen habe. Seine Furcht ſei übrigens unbegründet, 
denn die Kommiſſion empfehle nur den Verkauf der 
kleineren und weniger rentablen Hütten und Salinen. 
Nach dem Geſetze könne man die Staatsregierung daran 
nicht hindern, wohl aber darüber wachen, daß die Summen 
aus den Verkäufen in das Budget aufgenommen würden. 

Zu VII. (Direkte und indirekte Steuern) weiſt Abg. 
Dr. Waldeck auf die vielfachen Klagen, welche die Er- 
hebung der Grund: und Gebäudeſteuer hervorgerufen 
habe, erörtert dann die Beſtimmungen der Art. 100 und 
109 der Verfaſſung und führt aus, daß das Haus nur 
berechtigt ſei, die Erhöhung einer Steuer für einen be- 
ſtimmt begränzten Zeitraum zu heſchließen. Dieſe Anſicht 
vabe er ſchon früher, im Jahre 1861 ausgeſprochen. Die 
Klagen über die Gebäudeſteuer hätten ihren Grund nicht 
in der Veranlagung, ſondern in den Fehlern des Geſetzes. 
Der Etat ſei ein Geſetz und wenn man durch ihn ein 
fehlerhaftes Geſetz los werden könne, fo ſei man rer⸗ 
pflichtet, dies zu thun. Die Militärvorlage ſei verwor⸗ 
fen, die Koſten der Reorganiſation dreimal abgeſetzt, wie 
könne das Haus es verantworten, wenn es die Erhöhung 
der Steuern im Etat ſtehen laſſe. Die Steuerlaſt ſei 
nach der jetzigen Veranlagung für Stadt und Land uner⸗ 
träglich. Unbedenklich könne im Etat jede Ausgabe abgeſetzt 
und jede Steuer beſeitigt werden, welche man nicht für 
nothwendig halte. Deshalb habe die Verfaſſung den Etat 
ein Geſetz genannt, vor dem alle andern Geſetze ſchweigen 
müſſen. Dies Recht wolle er gewahrt ſehen. Wenn die 
Volksvertretung eine Kontinuität anerkenne und dieſen 
letzten Nerv aus der Verfaſſung herausreiße Angeſichts 
der großen Ueberbürdung namentlich des Militäretats, 
dann glaube er, ſei die Hoffnung auf Erfolg ſehr gering. 

Nach einem längeren von der Unruhe im Hauſe 
mehrfach unterbrochenen Vortrage des Herrn v. Gottberg 
wird die Debatte vertagt. Der Präſident ſchlägt für die 
nächſte Tagesordnung den Bericht der Abtheilung über 
die Gültigkeit der Wahl des Abg. v. Tettau vor. Abg. 
v. Ernſthauſen widerſpricht dem: es zieme ſich nicht, 
die Diskuſſion über den Bericht der Budgetkommiſſion 
durch eine Wahlprüfung zu unterbrechen und man müſſe 
in jedem Falle Herrn v. Tettau, der heute ſich an der 


Debatte betheiligt, Gelegenheit laſſen, auf etwaige Angriffe 


Es ſei bekannt, daß die 


zu antworteu. Abg. v. Hennig kann das letztere Motiv 
nicht gelten laſſen, wenn Herr v. Tettau das Haus heute 
auch durch eine Rede erfreut habe, ſo könne man do 

die Prüfung feiner Wahl nicht fo lange beanftanden, bi 

er etwaige Erwiederungen auf feine heutige Rede abge 
wartet habe. Abg. Koſch räth aber die Wahlprüfung 
bis nach dem Schluß der gegenwärtigen großen Debatte 
zu vertagen, auf ein paar Tage käme es ja doch nicht 
an. Die Verſammlung tritt dieſer Anſicht bei. — 
Schluß 3 Uhr. 


Berlin, 16. März. 

Im Verlaufe der bevorſtehenden Debatte 
über das Budget beabſichtigt die Regierung, wie 
man aus ſicherer Quelle hört, einen überaus wich⸗ 
tigen und folgeſchweren Schritt zu thun. Zu dieſem 
Behufe wird in dieſen Tagen eine Miniſterberathung 
ftattfinden, welcher der König in Perſon beiwohnen 
ſoll. Es handelt ſich dabei um eine offene und 
feierliche Erklärung über die Stellung, welche die 
Regierung in der Budgetfrage einzunehmen gedenkt. 
Dieſelbe geht dabei von dem Grundſatze aus, daß 
für den Fall, wenn keine Einigung der drei Faktoren 
über das Budget zu Stande kommen ſollte, der 
Krone das Recht zuſtehe, den Staatshaushalt geſetz⸗ 
mäßig für das laufende Jahre feſtzuſtellen. Dieſe 
Erklärung ſoll zwar in gemäßigter Form, aber mit 
dem größten Nachdruck abgegeben werden. 3 

— Die öſterreichiſche Depeſche, ſchreibt die 
„Voſſ. Ztg.“, welche die preußiſchen Forderungen be⸗ 
antwortet, hat, wie wir hören, einen nicht unbedeu⸗ 
tenden Umfang und viscutirt die dieſſeitige Depeſche 
vom 23. v. M. Punkt für Punkt. Die in dieſer 
geſtellten Bedingungen zerfallen in drei Gruppen, 
welche die militäriſchen, maritimen und commerciellen 
Forderungen umfaſſen. Das öſterreichiſche Schrift⸗ 
ſtück wendet ſich vorzugs weiſe gegen die von Preußen 
in militäriſcher und maritimer Hinſicht erhobenen An⸗ 
ſprüche und ſtellt den Grundſatz auf, daß dieſe inner⸗ 
halb der Grenzen bleiben müſſen, welche durch die 
Beziehungen zweier gleichberechtigten und gleichgeftellten 
verbündeten Staaten gezogen werden. Auch würde 
Holſtein durch Erfüllung der preußiſchen Anſprüche 
in ſeiner Stellung als deutſcher Bundesſtaat alterirt 
werden. Deshalb gehe es nicht an, daß die Heeres⸗ 
macht der Herzogthümer in die preußiſche Armee aufs 
gehe. Es iſt jedoch hierbei zu erwähnen, daß preußi⸗ 
ſcherſeits in keiner Weiſe das Verlangen geſtellt 
worden iſt, Holſtein ſolle aufhören, ſein Bundes⸗ 
Contingent zu ſtellen. Es ſoll vielmehr nach wie 
vor einen Theil des 10. Bundes⸗Armeecorps bilden. 
Die Bekämpfung der militäriſchen Forderungen ſcheint 
auch durch die Beſorgniß Oeſterreichs hervorgerufen 
zu ſein, daß Preußen dadurch an kriegeriſcher Macht⸗ 
ſtellung gewinnen werde. Jedoch iſt der Zuwachs, 
welchen das preußiſche Heer durch die ſchleswig⸗hol⸗ 
ſteiniſchen Streitkräfte erhalten würde, kaum der Art, 
daß dadurch ein plötzliches Uebergewicht Preußens zu 
befürchten wäre. Denn Preußens Militärkraft be⸗ 
ruht auf einer Einwohnerzahl von 20 Millionen; die 
Herzogthümer zählen nur 1 Million Einwohner, 
können alſo die preußiſche Militärmacht nur um ein 
Zwanzigſtel vermehren. Obſchon die preußiſche 
Marine die Beſtimmung hat, die geſammte deutſche 
Nordküſte zu ſchützen und deshalb die gerechtfertigtſten 
Anſprüche beſitzt, daß ihr die deutſchen Nordhäfen zur 
Verfügung geſtellt werden, ſo wendet ſich doch die 
öſterreichiſche Note gegen die preußiſchen Forderungen 
in Bezug auf die Haͤfen in den Herzogthümern und 
erklärt ſich gegen die preußiſcherſeits vorzunehmenden 
Hafenbefeſtigungen, wie auch gegen die von Preußen 
geforderte Anlage von Fortificationen auf dem Lande. 
Mit der Abtretung der hierzu erforderlichen Territorien 
an Preußen iſt die öſterreichiſche Depeſche conſequenter 
Weiſe nicht einverſtanden. Die commerciellen For⸗ 
derungen finden geringeren Widerſpruch. Preußen 
ſteht mit den meiſten Staaten Deutſchlands in Zoll- 
einigung und es können ſich die Einwendungen nur 
auf die Form der Zolleinigung beziehen. Das 
preußiſche Telegraphennetz umfaßt auch andere deutſche 
Staaten, und es kann wenig dagegen geſagt werden, 
daß es auch über die Herzogthümer ſich er ſtrecken ſoll. 
Die Poſtverwaltung greift allerdings mehr in das 
locale Leben hinein, aber die Selbſtändigkeit der 
Herzogthümer würde nicht davon beeinträchtigt, wenn 
die preußiſche Poſtverwaltung auch über die Grenzen 
der Herzogthümer hinausreicht. Die? Thurn⸗ und 
Taxisſche Poſtverwaltung giebt hierzu den Beweis. 
Auch iſt es nicht ohne Beifpiel, daß die preußiſche 
Poſtverwaltung über das dieſſeitige Gebiet hinaus- 
geht. Das den Herzogthümern benachbarte Hamburg 
hat in ſeinen Mauern ein preußiſches Poſtamt. — 
Es wird nun Sache Preußens ſein, dem Widerſtande 
ſeines „Alliirten“ zu begegnen. 

— Die öſterreichiſche Antwort vom 5. März 
fließt mit dem Wunſche, daß nunmehr Preußen 


büler, welcher der Sitzung beiwohnte, verhielt ſich der 
geſtellten Forderung an die Mittelſtaaten zur That 
gegenüber höchſt kühl, indem er zu verſtehen gab, daß 
er nicht wiſſe, worin eine ſolche That eigentlich be⸗ 
ſtehen ſollte. Das Kommiſſionsmitglied Hölder gab 
ihm hierin Recht, ſtimmte aber doch für den Antrag. 
An der Annahme kann bei der Einſtimmigkeit der 
Kommiſſion kaum gezweifelt werden. — Es ſcheint, 
daß Würtemberg das Anſinnen Baierns, mit ihm und 
Sachſen in der ſchleswig⸗holſteinſchen Angelegenheit 
gemeinſchaftlich am Bunde vorzugehen, abgelehnt hat.“ 


Wien, 12. März. Hieſige Correſpondenzen 
verſchiedener Blätter deuten übereinſtimmend auf ein 
beabſichtigtes poſttives Vorgehen Oeſterreichs in der 
Herzogthümerfrage hin. „Hat Oeſterreich — ſchreibt 
man u. A. der „Allgem. Ztg.“ — ſich genöthigt 
geſehen, auf das im Art. 3 des Friedensvertrags 
ſtipulirte gemeinſame Beſitzrecht ſich zu berufen, fo 
iſt es doch weit entfernt davon, in eine unabſehbare 
Verlängerung des status quo zu willigen, oder ſeine 
Anſicht, daß durch den Friedensvertrag nur ein 
Proviſorium geſchaffen worden ſei, fallen zu laſſen.“ 
Eine Correſpondenz des „Frankfurter Journ.“ bringt 
damit auch die Hierherberufung des Baron v. Kübeck 
von Frankfurt in Zuſammenhang und bemerkt: „In 
jedem Falle deutet dieſe Hierherberufung darauf hin, 
daß etwas hier im Werke ſei, was die Anſchauung 
der inſpirirten Berliner Organe berichtigen dürfte, 
daß Oeſterreichs Berufung auf fein Mitbeſitzrecht in 
den Herzogthümern bezüglich ihrer Wirkung identiſch 
ſei mit dem angeblichen Abſehen des Wiener Cabinets 
von der Forderung nach Beſeitigung des Proviſoriums.“ 


Paris, 13. März. Es war der entſchieden ausge⸗ 
ſprochene Wunſch des Kaiſers, den Herzog v. Morny 
mit beinahe Kgl. Ehren zur Erde beſtatten zu laſſen, und 
ſo wurde denn ein Pomp und militäriſcher Aufwand 
entfaltet, wie ihn in dieſen Verhältniſſen die gegen- 
wärtige Parifer Generation kaum noch geſehen hat. 
Eröffnet wurde der Trauerzug von einer Abtheilung 
der berittenen Munizipalgarde, dann folgten Marſchall 
Magnan als Kommandant von Paris und ein Theil 
ſeines Stabes, hierauf die Chaſſeurs d'Afrique, dann 
Linienmilitär, ferner eine Schwadron Huſaren, endlich 
die Grenadiere der Kaiſerl. Garde. Der ſechsſpän⸗ 
nige Leichenwagen ſtarrte von Silberverzierungen. 
Es folgten die beiden Wagen des Kaiſers, der ſich 
durch den Generaladjutanten Fleury vertreten ließ, 
und der Wagen des Prinzen Napoleon. Daran ſchloß 
ſich eine unüberſehbare Wagenreihe; beinahe ſämmt⸗ 
liche Geſandtſchaften waren durch ihre Chefs vertreten, 
der geſetzgebende Körper nicht allein, ſondern auch der 
Senat durch faft ſämmtliche Mitglieder. Der Seine- 
präfekt erſchien mit den 18 Maires von Paris in 
zwölf Kutſchen, dann das Inſtitut de France und 
eine Deputation des Kaſſationshofes. Den Zug be— 
ſchloß die Munizipalgarde, dann Linienmilitär in 
derſelben Reihenfolge wie im Anfange, zuletzt Artillerie. 


— Da die Börſe wegen der Inſufficienz des 
Mornyſchen Nachlaſſes ſich beunruhigt hatte, iſt zu 
erwähnen, daß die Beſorgniſſe zu verſchwinden an⸗ 
fangen. Man hat die Gewißheit, daß von leicht 
zu errathender Seite her ſämmtliche Schulden be⸗ 
zahlt oder, beſſer geſagt, alle Engagements werden 
eingehalten werden. Die bedeutenden Summen, 
welche der Herzog aufgenommen hatte, ſind ihm 
nicht ohne Verpfändungen gegeben worden. So ſind 
namentlich eine Anzahl induſtrieller Papiere, die 
heute noch keinen Cours haben, verſetzt und hypo⸗ 
thekariſche Eintragungen gegeben auf Grundſtücke, 
die Morny in den metallreichſten Diſtricten der So⸗ 
nora durch vertraute Ingenieure hat ankaufen laſſen. 
Die gewerblichen Unternehmungen ſollen eine Zukunft 
haben und das iſt immerhin glaublich. Morny be- 
ſaß einen ſcharſen Blick und eine glückliche Hand; 
dieſen beiden Eigenſchaften hat er es zu verdanken, 
daß ihn Anfangs der Vierziger die damals eben ſo 
ſchöne wie reiche Gräfin Lehon veranlaßte, den Mi« 
litärdienſt zu quittiren und ſich in die Induſtrie zu 
werfen. Was die Erwerbungen in der mexicaniſchen 
Provinz anbetrifft, ſo ſind dieſelben freilich ſehr 
problematiſcher Natur, aber der Perſon, welche die 
Nachlaßregulirung für Morny übernehmen will, 
kommt es am allerwenigſten zu, einen glücklichen 
Erfolg in Zweifel zu ziehen. Es iſt nicht unbe⸗ 
merkt geblieben, daß der „Moniteur“ von den Mit⸗ 
gliedern des geſetzgebenden Körpers verlangte, ſie 
ſollten bei dem pomphaften Leichenbegängniſſe in 
Uniform erſcheinen. Mit dieſer Maßregel wurde 
der Demonſtration der linken Seite die Spitze ab⸗ 
gebrochen, denn es beſitzt — außer Emile Ollivier, 
Darimon, Gueroult und Havin — beſitzt kein 
Oppoſitionsmitglied Uniform. 


— 


zur Löſung der Souveränetätsfrage die Hand bieten 
möge: zu dieſer Löſung ſeien die beiden deutſchen 
Großmächte verpflichtet und ein längeres Zögern 

werde die unheilvollſten Folgen für die Herzogthümer 

haben. Einſtweilen ruhen die Verhandlungen. Hier 
erwartet man Anträge zu Gunſten der preußiſchen 
orderungen aus den Herzogthümern. 

— Was die öſterreichiſche Antwort auf die 
preußiſchen Forderungen betrifft, ſo befindet ſich die 
„Köln. Ztg.“ in einem offenbaren Irrthum, wenn 
ſie von zwei verſchiedenen Depeſchen ſpricht. So 
viel hier bekannt worden ift, exiſtirt nur ein derar⸗ 
tiges, ziemlich voluminöſes Schriftſtück. Der Inhalt 
deffelben iſt in höflicher Form entſchieden ablehnend 
und zwar auf Grund des öſterreichiſchen Mitbeſitzes. 
In zweiter Linie wird erſt auf die Unverträglichkeit 
der preußiſchen Forderungen mit dem beſtehenden 
Bundesrecht hingewieſen. Die zwiſchen dem Miniſter⸗ 
präſidenten Herrn v. Bismarck und dem hieſigen 
öſterreichiſchen Geſandten ftattgefundene längere Unter 
redung konnte unter dieſen Umſtänden kein Reſultat 
haben. Wie man in diplomatiſchen Kreiſen wiſſen 
will, ſollen Beide in gereizter Stimmung von ein⸗ 
ander geſchieden ſein; dennoch glaubt man, daß die 
Verhandlungen nicht aufgegeben ſind, obgleich Preußen 
ſich eben nicht mit ſeiner Rückantwort beeilen wird, 
da ihm gerade das Fortbeſtehen des jetzigen Provi⸗ 
ſotiums nur wünſchenswerth fein kann. 

— In gewiſſen Kreiſen ſpricht man viel von einer 
bevorſtehenden Vermählung des Prinzen Humbert 
von Italien. Es heißt nämlich, England gebe ſich alle 
Mühe, für den Prinzen die Hand einer Erzherzogin 
von Oeſterreich zu erlangen und dadurch den 

rieden Europas zu ſichern, „um ſich mit mehr 
Sicherheit in die amerikaniſchen Angelegenheiten miſchen 
zu können.“ 

Altona, 15. März. Mit der Aus ſicht auf 
bloße Anerkennung der interimiſtiſchen Schleswig⸗ 
Holſteiniſchen Flagge iſt den Rhedern ſehr wenig 
gedient, da die Flagge weder bewaffneten noch 
conſulariſchen Schutz auf überſeciſchen Plätzen 
zu erwarten hat, wo keine preußiſchen oder öſter⸗ 
reichiſchen Kriegsſchiffe ſind und die Schiffe allen 
etwaigen Chikanen dort ausgeſetzt bleiben. Eins der 
erſten hieſigen Häuſer, (die Firma J. C. D. Dreyer), 
hat daher für feine ſämmtlichen Schiffe um die Er⸗ 
laubniß nachgeſucht, die preußiſche Flagge füh⸗ 
ren zu dürfen, und dieſe Erlaubniß von der preußi⸗ 
ſchen Regierung erhalten. Nach dem Völkerrecht, 
nach welchem die Schiffe eines Landes einen Theil 
von deſſen Grund und Boden bilden, wäre durch 
die preußiſche Flagge auf den erwähnten Schiffen 
demnach die Annexion ſchon in theilweiſer, thatſäch⸗ 
licher Vollziehung, es müßten denn die Auguſten⸗ 
burger durch einen Proteſt vor aller Welt dokumen⸗ 
tiren, daß die Rheder der Herzogthümer ihr ſchwim⸗ 
mendes Eigenthum auf dem Altar des Partikularis⸗ 
mus opfern ſollten! Da die überſeeiſchen Handels⸗ 
beziehungen Oeſterreichs den preußiſchen auch nicht 
im Entfernteſten gleichkommen, ſo dürfte ſchwerlich 
ein Schleswig⸗Holſteiniſcher Rheder von nur einiger 
Bedeutung den Gebrauch der öſterreichiſchen Flagge 
dem der preußiſchen vorziehen. Wir hören, daß die 
Blankeneſer Rheder dem Beiſpiele des Herrn 
Dreyer folgen werden, indem gerade die Blankeneſer 
Schiffe ſtark nach überſeeiſchen Plätzen hin verchartert 
werden. 

Leipzig, 13. März. Die Wiſſenſchaft hat 
wieder einen ſchweren Verluſt erlitten: der berühmte 
Reiſende Sir Robert H. Schomburgk, welcher im 
Monat April v. J. ſeinen Poſten als engliſcher 
Conſul in Siam aufgegeben und ſich nach Europa 
zurückgewendet hatte, iſt am 11. d. M. in einer 
Privatkrankenanſtalt bei Berlin verſtorben. Wie be⸗ 
kannt, hatte er die Urkunde des zwiſchen dem Zoll- 
verein und Siam abgeſchloſſenen Handelsvertrages 
nach Berlin überbracht. Das Leben Sir Robert 
Schomburgk's ift ein viel bewegtes geweſen. In der 
Nähe von Naumburg im Jahre 1804 geboren, erſt 
zum Kaufmann ausgebildet, als welcher er mehrere 
Jahre in Leipzig zubrachte, bildete er ſpäter in 
Amerika die für einen Forſcher im Gebiete der Erd⸗ 
kunde nöthigen Eigenſchaften zu ſolcher Vollkommenheit 
in ſich aus, daß er ſowohl von der Geographiſchen 
Geſellſchaft in London als von der engliſchen Regie 
rung ſelbſt den ehrenvollen Auftrag der Durchforſchung 
des britiſchen Guiana erhielt. Eine äußerſt reiche 
und thatenluſtige Kraft iſt mit ihm zu Grabe 
gegangen. 

Stuttgart, 11. März. Dem „Nürnb. Korr.“ 
wird don hier berichtet: „Der Antrag der ſtaatsrecht⸗ 
lichen Kommiſſion der Abgeordnetenkammer in der 
ſchleswig⸗holſteinſchen Angelegenheit iſt von 
der Kommiſſion einſtimmig geſtellt. Miniſter v. Varn⸗ 


Locales und Provinzielles. 
Danzig, den 17. März. 
+ Laut Privatbriefen aus Kiel iſt die dortige 


Bucht noch mit ſtarkem Eiſe belegt und auf offener 
See noch viel Treibeis bemerkbar, fo daß es vor⸗ 
läufig noch nicht möglich iſt, die Corvette „Victoria“ 
welche zur Abholung des „Arminius“ beſtimmt iſt, 


nach England abgehen zu laſſen. Was die weitere 
Beſtimmung der Flotte vor Kiel anbelangt, ſo ver⸗ 
lautet dort, daß die Mehrzahl der Kriegsſchiffe im 
Frühjahr in Danzig außer Dienſt geſtellt und re⸗ 
parirt werden wird. 

Als Merkmal zur Unterſcheidung der täuſchend 
nachgeahmten falſchen Zehnthaler-Noten der Preußi⸗ 
ſchen Bank von den echten werden uns heute folgende 


Abweichungen angegeben: In den falſchen Noten 
ſind die beiden Waſſerzeichen (10 10) durch Radiren 


erzeugt, die beiden Zahlen alſo nicht ſcharf begrenzt, 
ſondern verſchwommen. Ferner iſt die ſchwarze 
Zeichnung auf den falſchen nicht ſo ſchwarz und 
deutlich und einzelne Theile, wie z. B. die Büſte in 
der untern Ecke rechts, die auf den richtigen ganz 
ſchwarz und deutlich hervortritt, auf den falſchen 
kaum zu ſehen. 

++ [Theatralifhes.] Hr. Heßler wird zu 
ſeinem bevorſtehenden Benefiz ein hiſtoriſches Trauer⸗ 
ſpiel von Rudolf Gense zur Aufführung bringen. 
Der Stoff deſſelben iſt der Geſchichte Danzigs ent- 
nommen. Der Titel lautet: „Kreuz und Schwert“ 
oder „Die Bürger von Danzig“. Da das Opus im 
Verlage von Th. Bertling erſchienen, ſo iſt es 
gewiß ſchon in hieſigen Kreiſen hinreichend bekannt. 

+7 [Benefiz-Borftellung.] Die geſtrige für 
den Hrn. Ober⸗Regiſſeur v. Othegraven ſtattge⸗ 
habte Benefiz -Vorſtellung war ſehr zahlreich beſucht 
und wird der Herr Benefiziant gewiß außerordentlich 
befriedigt ſein. Das Publikum ſchien es auch zu ſein. 

+} Hr. Otto Frdr. Wendt iſt an Stelle des 
Hrn. Schönbeck zum Vorſteher des Spend- und 
Waiſenhauſes gewählt worden. 

+r Hr. Regierungs-Rath Wantrup hat nun auch 
in Magdeburg einen Vortrag gehalten. 

— Der Commis B. des hieſigen Handelshauſes E. 
wurde vorgeſtern von feinem Chef mit einem Wechſel 
im Betrage von 2000 Thalern nach der hieſigen 
Privatbank geſchickt, um denſelben zu discontiren. 
Derſelbe empfing denn auch das baare Geld, ſuchte 
aber mit demſelben das Weite. Während man nun 
alle Anſtalten zu ſeiner Verfolgung machte, erhielt 
man geſtern Abend ganz unerwartet die Nachricht aus 
Marienburg, daß im dortigen Gefängnſſſe ein 
Inhaftat ſich erhängt habe, bei welchem man 1850 
Thlr. baares Geld und mehrere Reiſe-Effecten und 
einen Brief vorgefunden habe, aus welchem ſein Name 
und ſeine Heimath hervorging. Man wußte dort 
nichts von der hier begangenen Unterſchlagung des 
jungen Mannes, welcher mit einer Droſchke die Fahrt 
dorthin gemacht hatte, fand ſich indeß doch zu ſeiner 
Verhaftung veranlaßt, weil er einem dortigen Polizei⸗ 
beamten eine Summe von 120 Thlen. geboten hatte, 
wenn er ihm einen Paß verſchaffen könne. Auf 
Grund dieſer Aeußerung wurde der Flüchtling feſt⸗ 
gehalten, um nach den Verhältniſſen des jungen 
Mannes hier Erkundigungen einziehen zu können. 
Als man geſtern früh ſeine Zelle betrat, fand man 
eine Leiche. Der Unglückliche iſt der Sohn eines 
hieſigen achtbaren Beamten. i 

++ Hr. Pred. Sachſe zu Löblau iſt in Stelle 
des verſtorbenen Oberlehrers Hrn. Lätſch Vorſteher 
des Lehrer-Vereins der Danziger Höhe geworden. 


Dem Cantor am Dom und Geſanglehrer 
am Gymnaſium zu Marienwerder, A. F. Leder, 
iſt das Prädikat „Muſikdirektor“ beigelegt worden. 
Königsberg. Vor einigen Monaten hat Dr. 
Jolowiez einen wichtigen Fund gemacht, indem er auf 
dem Pergamentüberzuge des Deckels eines Quartanten 
in unſerer Univerſitätsbibliothek ein Bruchſtück aus dem 
verloren gegangenen Manuſtripte des hebräiſchen Bibel— 
commentars des Rabbi Salomo Ben Iſaak, genannt 
Raſchi (11. Jahrhundert) entdeckte. Daſſelbe hat 
beſondere Wichtigkeit dadurch, daß es Stellen über 
Chriſtus und hundert in philologiſcher Beziehung be⸗ 
deutende Commentare enthält, welche in den gedruckten 
Ausgaben fehlen. Dr. Jol. hat das gedachte Bruch⸗ 
ſtück durch die Photographie vervielfältigen laſſen (das 
erſte Mal, daß dieſelbe zu dieſem Zwecke verwendet 
ift), wodurch Verfälſchungen des Manufkripts vorge- 
beugt iſt, und nebſt einer Denkſchrift als Ehrengabe 
zu Zunz' 70 ſtem Geburtstage veröffentlicht. Dieſe 
Schrift hat in der Gelehrtenwelt ſolche Anerkennung 
gefunden, daß bereits eine zweite Auflage veranlaßt 
werden muß. — Dieſer Fund lehrt, wie genau Per- 
gamentmanuſkripte auf alten Deckeln geprüft zu werden 


verdienen. Wie mancher wiſſenſchaftliche Schatz mag 
noch in dieſer Weiſe verſteckt ruhen. 


Stettin, 16. März. Geſtern Abend nahmen 
J. K. H. der Kronprinz und die Frau Kronprinzeſſin 
in den feſtlich decorirten Räumen der Reſſource der 
Artillerie ⸗ Offiziere an einem von dieſen gegebenen 
Balle Theil. Auf der Treppe wurde Chaine gebildet 
von Artilleriſten in der Stückknechtuniform zur Zeit 
Friedrichs des Großen. Heute gab das Officier- 
Corps des Pionier Bataillons im Schützenhauſe 
ein Diner, zu welchem der Kronprinz eine Ein⸗ 
ladung angenommen hatte. Darauf fand in der 
Artillerie-Kaſerne ein Quadrille⸗Reiten von Officieren 
der Artillerie ⸗ Brigade ſtatt. — Am Freitag giebt 
Se. Kgl. Hoheit im Königl. Schloſſe einen Ball, 
zu welchem viele Einladungen in die Provinz 
ergangen ſind. — Am Sonnabend findet der 
von hieſigen Einwohnern arrangirte Subſcriptions⸗ 
ball in der Börſe ſtatt, zu welchem das Caſino⸗ 
Local eine beſonders feſtliche Ausſchmückung erhält. 
Der Fackelzug der Gymnaſial⸗ und Realſchüler wird 
wahrſcheinlich erſt am Montag, dem Vorabende der 
Abreiſe des Kronprinzlichen Paares, den Abſchluß 
der Feſtlichkeiten bilden. (Oſtſee⸗Ztg.) 


Gerichts zeitung. 
Criminal⸗Gericht zu Danzig. 

[Ein falſcher Thalerſchein !]. Die jüdiſche Handels- 
frau Lohde gab eines Tages einer mit ihr in dem⸗ 
ſelben Hauſe wobnenden Frau den Auftrag, ihr einige 
Sachen aus einem Materialladen zu holen, indem ſie 
ihr zugleich einen Thalerſchein behufs der Bezahlung 
einhändigte. Die Frau zeigte ſich bereitwillig, nahm den 
Thalerſchein und ging fort, um ihren Auftrag auszu⸗ 
führen. Nicht lange aber dauerte es, ſo kam ſie zurück 
und ſagte, daß fie mit dem Papiergelde ſchlecht ange 
kommen ſei; denn daſſelbe ſei falſch. Die Lohde ent⸗ 
gegnete, ſie müſſe den Thaler ſelbſt in dem Falle daß er 
fulſch ſei, gebrauchen. Am nächſten Tage ging fie in 
einen Bäckerladen und begehrte für einen Achthalber Brod. 
Es war even ein großer Andrang von Käufern in dem 
Laden und der Bäckermeiſter reichte der Frau ſchnell ein 
Brod, nahm den dargebotenen falſchen Thalerſchein, ohne 
ihn näher zu beſehen, in Empfang und gab 273 Sgr. 
heraus. Als am nächſten Morgen die Frau Meiſterin 
das eingenommene Geld nachzählte, entdeckte ſie den 
falſchen Thalerſchein und machte davon ihrem Manne 
Mittheilung. Dieſer entgegnete kaltblütig: das hat nichts 
zu ſagen; ich weiß ſchon, wer mir den falſchen Schein 
gegeben. Es ift eine Frau, die alle Tage Brod holt; 
ſie kommt heute noch gewiß wieder, und dann werde ich 
ſie mir langen. Die von dem Herrn Bäckermeiſter zu 
langende Frau war die Loh de. Sie blieb aber mehrere 
Tage aus. Als ſie endlich wieder kam, um Brod zu 
kaufen und ſie der Herr Bäckermeiſter aufforderte, ihren 
falſchen Thalerſchein gegen richtiges Geld zurück zu nehmen, 
erklärte ſie, daß ſie den falſchen Thalerſchein gar nicht 
abgegeben, und daß ſie von der ganzen Angelegenheit 
nichts wiſſe. Man müſſe ſie mit einer anderen Perſon 
verwechſelt haben. Nachdem ſie in's Verhör genommen, 
änderte ſie dieſe Erklärung dahin, daß ſie den qu. Thaler⸗ 
ſchein von einer andern Perſon erhalten und keine Ahnung 
von feiner Falſchheit gehabt habe. Sie blieb bei dieſer 
Behauptung auch in der öffentlichen Gerichtsverbandlung 
ſtehen, wurde aber für ſchuldig befunden und wegen 
Betruges zu einer Gefängnißſtrafe von 1 Woche verurtheilt. 

Bromberg. In der letzten Schwurgerichtsſitzung 
bier wurden, wie man ſich exinnern wird, der Arbeitsmann 
Tokarski von hier und der Wirthſchafter Groß aus Czyſte 
zum Tode verurtheilt, weil ſie des Mordes der ruſſiſchen 
Grenzbeamtenfrau Fedorow in Polajewo, reſp. der weſent⸗ 
lichen Theilnahme an demſelben ſchuldig befunden worden 
waren. Die Vertheidiger der Angeklagten, die Juſtizräthe 
Schulz⸗Völker und Geßler hatten beim Ober- Tribunal 
gegen das Urtheil die Nichtigkeitsbeſchwerde eingelegt, 
weil vom Gerichte zwar angenommen, aber nicht feſt⸗ 
geſtellt ſei, daß derjenige, welcher dem Mörder in den 
die That vorbereitenden und erleichternden Handlungen 
weſentliche Hilfe geleiſtet habe, nach den Geſetzen in 
Ruſſiſch⸗Polen ſtrafbar ſei. Das Obertrivunal nun hat 
die Nichtigkeitsbeſchwerde begründet gefunden, das Urtheil 
caſſirt und den Fall vor ein neues Schwurgericht verwieſen. 


Vermiſchtes. 


% Berlin. Der Regierungsrath de Cuvry 
aus Cöln kam vorgeſtern hier an und begab ſich 
direct nach einem hieſigen Gaſthofe. Dort ließ er 
ſich Abendeſſen geben, zerſchlug dann ein Weinglas 
und ſchnitt ſich mit den Scherben die Adern auf. 
Als man den Unglücklichen fand, war keine Rettung 
mehr möglich. Der Verſtorbene war wahnſinnig. 
Er war der Bruder des Stadtälteſten de Cuvry. 

* Berlin. Der italieniſche Tenoriſt Giulili 
ging bekanntlich vor einiger Zeit zu einem Gaſtſpiel 
nach Petersburg und wollte auf der Rückreiſe auch 
auf der hieſigen Hofbühne auftreten. In dieſen Tagen 
iſt der Künſtler hier eingetroffen aber — wahnſinnig, 
und in Begleitung zweier ruſſiſchen Beamten. Nach 
einem Aufenthalt von 3 Tagen wurde die Rückreiſe 
nach Paris fortgeſetzt, wo der Unglückliche, welcher 
ſtets lächelnd vor ſich hinblickt, einer Heilanſtalt über⸗ 
geben werden ſoll, da er durchaus keine Verwandte 
beſitzt. 


Kirchliche Nachrichten vom 6. bis 13. März. 


St. Marien. Getauft: Schuhmachermſtr. Stobbe 
Tochter Maria Johanna Eliſe. 

Aufgeboten: Juwelier Edwin Friedr. Maximilian 
Lubatz mit Jafr. Sufanne Friederike Sopbie Liſette 
Feyerabend. Oberlehrer a. d. Realſchule (J. Ordin. zu 
St. Petri) u. Dr. phil. Stephan Friedr. Neumann mit 
Jafr. Louiſe Camilla Ottilie Aſtfalk a. Berlin. Kaufmann 
Chriſtoph Eduard Leiske mit Igfr. Mar. Feaneite Eliſab. 
Elias a. Duadendorf. Gärtner Carl Aug. Sam. Horn 
mit Louiſe Eliſabeth Mellin. 

Geſtorben: Schuhmachermſtr. Kramer Sohn George 
Ferdinand, 10 J. 2 M. 5 T., Gehirnleiden. Unverehel. 
Maria Math. Klemſtein, 37 J. 5 M., Magenkrampf. 
Kaufmann Ring Tochter Anna Bertha, 24 J. 5 M. 11 T., 
Lungentuberculoſe. Kaufmann Hoffmann Tochter Amalie 
Hedwig, 1 J. 4 M. 10 T., Durchbruch der Zähne. 

St. Johann. Getauft: Tiſchlermſtr. Gohr⸗ 
bandt Tochter Ida Valeria. Kornwerfergeh. Schilling 
Tochter Johanna Roſalie. Hrn. Remus Tochter Auguſte 
Louiſe. Rentier Wedtke Sohn Willi Auguſt Theodor. 
Steuermann Komm Sohn Auguſt Paul Erdmann. 
Bernſteinarbeitergeh. Droß Sohn Arthur Bernhard Carl. 

Aufgeboten: Schuhmachergeſ. Hermann Alexander 
Ziegler mit Jafr. Julianne Wilhelmine Wollermann. 

Geſtorben: Kellner Steinke Tochter Maria Anna, 
1 J. 3 M., unbeſtimmte Krankheit. Buchbindermſtr. 
Hein Sohn George Ernſt, 2 J. 1 M. 5 T., Gekröſe⸗ 
Drüſen⸗Schwindſucht. Schiffszimmergeſ. Bark Söhne 
Wilbelm Theodor, 2 J. 6 M., bigige Gehirnhöhlen⸗ 
Waſſerſucht u. Max Edwin, 1 J. 2 M., Schlagkrämpfe. 
Schuhmachermſtr.⸗Frau Joh. Roſalie Gaſtoroweki geb. 
Schmidt, 34 J. 8 M., chroniſche Nieren-Entzündung. 

St. Petri u. Pauli. Getauft: Shubmadermitr. 
Roſe Sohn Max Alexander. Tiſchlermſtr. Jantzen Sohn 
Johann Maximilian. 


Warſchau, 16. März. Bei Zawichoſt war 
geſtern vollſtändiger Weichſel-Eisgang bei 11 Fuß 
1 Zoll Waſſer, hier Nachmittags 4 Uhr 9 Fuß. 
ECC RÄT RS AT RENTE TREE 


Meteorologiſche Beobachtungen. 


160 4 338,95 19 | NO. flau, bewölkt. 
u 8 338,41 | — 0,2 | NO. mäßig, do. 
12 338,41 0,9 NO. z. O. do. do. 


Dörfen- Verkäufe zu Danzig am 17. März. 
Weizen, 130 Laſt, 132. 33pfd. fl. 420; 130pfd. fl. 405, 
415; 129pfd. fl. 395; 126. 27pfd. fl. 380; 123. 24pfd. 
fl. 300; 122. 23 pfb. fl. 354, Alles pr. 85pfd. 
Roggen, 121pfd. fl. 2233; 123pfd. fl. 225; 126. 27pfd. 
fl. 2294; 128 pfd. fl 234; 130pfd. fl. 240 pr. 81 8pfd. 
Große Gerſte, 114pfd. fl. 195; 117. 18, 119pfd. fl. 210. 


Angekommene Fremde. 
Engliſches Haus: 

Hauptm. i. 3. Garde⸗Rgt. z. F. v. Petery a. Berlin, 
Rittergutsbeſ. Steffens a. Mittel⸗Golmkau. Kaufl. 
Hartmann a. Zweibrücken, Schneider a. Lövach, Ficke 
a. Hamburg, Kreyenberg a. Braunſchweig und Thun 


a. Breslau. 
Hotel de Zerlin: 
Rittergutsbef. Schröder a. Neidenburg. Kaufleute 
Haber, Steinthal, Simon a. Berlin u. Gelbmacher aus 


Mannheim. 
Walter's Hotel: 

Hauptm. a. D. Schlöſſer a. Libau. Rittergutsbeſ. 
v. Czarlinski a. Bukowitz u. Schwendig a. Kl. Golmkau. 
Rittergutspächter Dix u. Gattin a. Kölln i. W. Inge⸗ 
nieur Levitius a. Elbing. Kaufm. Großmann a. Altona. 

Hotel zum Kronprinzen: 

Kaufl. Wiemann u. Schaffenbach a. Berlin, Holz⸗ 
bauien a. Leipzig, Löwenthal a. Freyſtadt, Weiß aus 
Mainz, Schmidt a. Tborn u. Görtz a. Elberfeld. 

Schmelzer's Hotel zu den drei Mohren: 

Kaufl. Heine a. Berlin, Cohn a. Königsberg und 
Steinhaus a. Bromberg. 

Hotel d' Oliva. 

Gutsbeſ. Engewald a. Heinrichswalde, Scherwinski 
a. Breitenſtein u. Berlowitzki a. Gillehnen. Kaufleute 
Meyer u. Gaspari a. Berlin, Falk a. Nordhauſen, Hübſch⸗ 
mann a. Cronenberg u. Bachler a. Monden. Candidat 
Neigert a. Königsberg. 

Hotel de Thorn: 

Die Gutsbeſ. Kegler a. Stargard in Pomm. und 
Freiborn a. Königsberg. Die Kaufl. Munkel a. Berlin, 
Joſephſohn a. Frankfurt a. M., Neumann a. Stralſund, 
Gobbin a. Düſſeldorf u. Wilms a. Brandenburg a. H. 
Dr. phil. Richardi a. Breslau. 

Deutſches Haus: 

Die Gutsbeſ. Schlenther a. Kogawen u. v. Reibnitz 
a. Daber. Kaufm. Brüneck a. Erkner. Agent Liebert 
a. Königsberg. 


7 Llotel Deutsches Laus. 3 
La Heute Abend zum erſten Male 


. 
Kt 


friſch vom Faß: Geht Münchner 

Exportbier aus der Pſchorr' ſchen Brauerei 

zu München u. echt Münchner Bock. 
Factura's über die Echtheit ſämmtlicher bei 

mir verabreichten Biere liegen zur gefälligen Einſicht 

meiner geehrten Gäſte bereit. 

Otto Grünenwald. 


Brief bogen mit Damen ⸗Namen 
sind zu haben bei Kdwin Groening. 


Stadt- Theater zu Danzig. 


Sonntag, den 19. März. (6. Abonnement No. 9.) 
Nichard's Wanderleben. Luſtſpiel in 4 Akten, 
nach dem Engliſchen, von Keitel. Hierauf: 
Verlobung bei der Laterne. Operette in 1 Akt 
von Offenbach. 


Bekanntmachung. 

A* dem Beſtande unſerer in Folge Auflöſung des 

Kornmeſſer Verbandes disponibel gewordenen 
ſtädtiſchen Scheffelmaaße und Streichhölzer ſollen im 
Termin Sonnabend, den 18. März er., 
Mittags 11 Uhr, auf dem Stadthofe 
im Turnſaal der Feuerwehr fernerweit 

6 Stück ganz neue Scheffel, 


6 „ wenig gebrauchte und noch gut 
erhaltene Scheffel, 
18 bereits mehr gebrauchte Scheffel 


und 30 Streichhölzer 
meiſtbietend gegen baare Bezahlung verkauft werden, 
und laden wir Kaufluſtige zu dieſem Termin hier⸗ 
durch ein. 
Danzig, den 9. März 1865. 
Der Magiſtrat. 


N zwölftägigem ſehr ſchmerzvollem Gehirn⸗ 

leiden ſtarb geſtern Abend 9½ Uhr unfer 

Söhnchen Emil im Alter von 3 ½ Jahren. 

Tief gebeugt dieſe traurige Nachricht allen 
Theilnehmenden. 

Danzig, den 17. März 1865. 
C. F. E. Keck u. Frau Meta, 
geb. Nobbe. 


Erklärung. 

Den Mittheilungen verschiedener Zeitungen 
gegenüber sind wir genöthigt auf das Bestimmteste 
zu erklären: 

I) dass ein Telegramm über einen Beschluss 
der Kölner Stadtverordneten- 
Versammlung uns weder zugegangen, 
noch überhaupt für uns aufgegeben 
worden ist; 

2) dass eine Beschlagnahme vonTelegrammen 
in unserm Bureau niemals statt- 
gefunden hat. 

Berlin, den 16. März 1865. 


Wolffs Telegraphisches Bureau. 


Wiener Kaffee⸗Haus. 
Heute, ſo wie alle Abend vom Faß, 


Bockbier aus der Felſenkeller⸗ Brauerei bei 
Dresden, ferner ächt Culmbacher, Kitzinger, 
Erlanger, Münchener Lagerbiere. 
Alexander Schneider, 
Wiener Kaffee» Haus, 


Von den rühmlichſt bekannten approbirten 
Rennenpfennig ſchen 
Hühneraugen-Pflästerchen 
aus Halle, hält à Stück mit Gebrauchsanweiſung, 
früher 1 2 a Did. 15 r, von heute ab 
A Stück 1 Her, à Dip. 10 Gr, ſtets Lager 
in Danzig: J. L. Preuss, 
Portechaiſengaſſe No. 3, 
in Elbing: Adolph Huss. 


„ ..... dr "? 
„Ohne Zwiſchenhändler“ 
wird ein Rittergut in guter Lage und zwiſchen 
70— 100,000 %% reellen Werth ernſtlich geſucht. 
Name des Suchers wird auf Wunſch gern genannt. 
Anſchläge erbeten sub v. R. Dresden post. rest. frco. 


3 * Beaufſichtigung und Verwaltung eines in 
der Nähe von Berlin belegenen Mühlen⸗ 
Etabliſſements, verbunden mit Bäckerei und Mehl⸗ 
Geſchäft, wird ein zuverläſſiger, ſicherer Mann, der 
Fachkenntniſſe nicht zu beſitzen braucht, zu engagiren 
gewünſcht; der Poſten iſt dauernd und ſelbſiſtändig, 
und wird dem zu Engagirenden ein Gehalt von 
360 , p. a. und freie Wohnung bewilligt. — 
Nähere Auskunft ertheilt auf portofreie Anfragen 
J. Holz in Berlin, Fiſcherſtr. 24. 


Whotogr. Portraits 
der Herren Prediger Danzigs 
a 5 und 10 n pro Stück. Gut gebundene 
Geſangbücher in den verſchiedenſten Einbänden, desgl. 
Gebetbücher zur Mitgabe fürs Leben, Albums und 
viele andere niedliche wie auch praftifhe Sachen 
empfiehlt J. L. Preuss, Portechaiſengaſſe 3. 


Verantwortlich Redaction, Druck und Verlag von Edwin Groening in Danzig. 


